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Entwurf eines Gesetzes 
zur Änderung des Rechtspflegergesetzes 
(Schriftlicher Bericht des Rechtsausschusses) 


A. Problem 

Bei den parlamentarischen Beratungen des Rechtspfleger- 
gesetzes vom 5. November 1969, das am 1. Juli 1970 in Kraft 
tritt, wurde eine Übertragung von weiteren Aufgaben auf den 
Rechtspfleger erörtert und einer späteren gesetzlichen Regelung 
Vorbehalten. Insbesondere der Bundesrat hat dem Rechtspfleger- 
gesetz damals nach erfolgloser Anrufung des Vermittlungs- 
ausschusses in der Erwartung zugestimmt, daß eine Novelle 
zum Rechtspflegergesetz alsbald vorgelegt werde, mit der die 
Umwandlung des Offenbarungseides in eine eidesstattliche 
Versicherung erfolge. 

B. Lösung 

Der Gesetzentwurf der Bundesregierung weitete die Zuständig- 
keit des Rechtspflegers in einigen Bereichen aus. Vorgesehen 
war die fakultative Übertragung der Rechts- und Amtshilfe in 
Zivil- und Bußgeldsachen sowie die Umwandlung des Offen- 
barungseides in eine Versicherung an Eides Statt, für deren 
Entgegennahme dann der Rechtspfleger zuständig sein sollte. 
Des weiteren sollten bestimmte Geschäfte bei der Anordnung 
und Führung von Vormundschaften und Pflegschaften sowie das 
Vollstreckungsschutzverfahren in den Fällen dem Rechtspfleger 
übertragen werden, in denen die Zwangsvollstreckung mög- 
licherweise ganz zu untersagen ist, wenn sie nämlich mit den 
guten Sitten nicht vereinbar wäre (§ 765 a ZPO). 

Der Rechtsausschuß stimmt dem Gesetzentwurf im wesentlichen 
zu mit Ausnahme der Übertragung der Rechts- und Amtshilfe 
in Zivil- und Bußgeldsachen. 

C. Alternativen 

Eine Minderheit des Ausschusses trat für die im Gesetzentwurf 
vorgesehene Übertragung der Rechts- und Amtshilfe ein. Eine 
andere Minderheit sprach sich dafür aus, dem Rechtspfleger 
keine Zuständigkeit im Volistreckungsschutzverfahren nach 
§ 765 a ZPO zu geben. 

D. Kosten 

Unmittelbar keine. 
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A. Bericht der Abgeordneten Erhard (Bad Schwalbach) 
und Dr. Arndt (Hamburg) 


i. 

Der Deutsche Bundestag hat in seiner 28. Sitzung 
am 30. Januar 1970 den von der Bundesregierung 
vorgelegten Entwurf eines Gesetzes zur Änderung 
des Rechtspflegergesetzes — Drucksache VI/289 - — 
in erster Lesung behandelt und ihn ohne Aussprache 
dem Rechtsausschuß überwiesen. Der Rechtsausschuß 
hat den Entwurf in seinen Sitzungen am 12. März, 
30. April, 8. Mai und 25. Mai beraten. 


Der Entwurf der Bundesregierung soll das Rechts- 
pflegergesetz vom 5. November 1969 (Bundes- 
gesetzbl. I S. 2065), das am 1. Juli 1970 in Kraft 
tritt, ändern. Er greift damit in erster Linie ein Be- [ 
gehren des Bundesrats im Gesetzgebungsverfahren j 
zum Rechtspflegergesetz auf. 

Der Bundesrat hatte die Umwandlung des pro- 
zessualen Offenbarungseides in eine eidesstattliche 
Versicherung, die der Rechtspfleger abnehmen sollte, 
gewünscht und deshalb den Vermittlungsausschuß 
angerufen. Nachdem der Vermittlungsausschuß die 
Beschlußfassung des Bundestages bestätigt hatte, hat 
er dem Gesetz in der Erwartung zugestimmt, daß 
alsbald eine Novelle vorgelegt werde. Der Gesetz- 
entwurf der Bundesregierung sah nunmehr vor, 
dem Rechtspflegergesetz eine allgemeine Vorschrift 
einzufügen, mit der — ohne Änderung der betroffe- 
nen Einzelgesetze — der prozessuale Offenbarungs- 
eid durch eine eidesstattliche Versicherung ersetzt 
werden sollte. 

Weiter wollte der Entwurf dem Rechtspfleger die 
Erledigung von Rechts- und Amtshilfeersuchen in j 
Zivil- und Bußgeldsachen übertragen, wenn die er- j 


! suchende Stelle nicht ausdrücklich die Erledigung 
I durch den Richter wünscht. Schließlich sollten die 
1 Richtervorbehalte bei der Anordnung und Führung 
! von Vormundschaften und Pflegschaften wesentlich 
j eingeschränkt und das Vollstreckungsschutzverfah- 
. ren nach § 765 a ZPO dem Rechtspfleger zugewiesen 
werden. Hiermit knüpft der Entwurf an Vorschläge 
j an, die bereits im Regierungsentwurf des Rechts- 
j pflegergesetzes 1969 enthalten waren, die der Deut- 
| sehe Bundestag aber aus verschiedenen Gründen 
! nicht übernommen hatte (vgl. im einzelnen Druck- 
sache V/4341). 

III. 

1. a) Die Frage der Umwandlung des Offen- 
barungseides in eine eidesstattliche Versiche- 
rung und in ein Rechtspflegergeschäft ist bei 
der parlamentarischen Behandlung des Rechts- 
pflegergesetzes 1969 auch im Deutschen Bun- 
destag erörtert worden. Seinerzeit wurde be- 
schlossen, das Problem wegen seiner Bedeu- 
tung für die Betroffenen und der nicht mehr 
ausreichend erscheinenden Zeit zur Beratung 
einer späteren Prüfung und Entscheidung 
vorzubehalten. 

b) Der Ausschuß ist in Übereinstimmung mit 
dem Bundesrat und der Bundesregierung nun- 
mehr zu der Auffassung gelangt, daß die Vor- 
aussetzungen für die Umwandlung vorliegen. 
Er verkennt nicht die rechtspolitische Trag- 
weite seiner Entscheidung, glaubt aber, daß 
der Eid kein angemessenes Mittel zur Er- 
zwingung wahrheitsgemäßer Bekanntgabe 
von Vermögensverhältnissen ist. Die Frage 
der weltanschaulichen Begründung des Eides 
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hat bei der Bildung dieser Meinung keine 
Rolle gespielt. Der Ausschuß hat sich viel- 
mehr allein an den praktischen Gegebenhei- 
ten orientiert. 

Das Offenbarungseidverfahren nach den 
§§ 899 ff. ZPO ist zu einem gerichtlichen Mas- 
sengeschäft geworden, das den sittlichen 
Ernst, den die Rechtsordnung der Eides- 
leistung beilegt, nicht mehr rechtfertigt. Die 
Eidesflut ist auch der Effektivität des Eides 
als Mittel der Wahrheitsbekräftigung abträg- 
lich. Für die Interessen des Gläubigers in der 
Zwangsvollstreckung schließlich ist weniger 
die Tatsache der Eidesleistung von Bedeu- 
tung, als vielmehr das Vorhandensein eines 
wirksamen staatlichen Zwangsmittels, dessen 
er sich bei Bedarf bedienen kann. Die Wirk- 
samkeit des Mittels aber ist nach Ansicht des 
Ausschusses auch nach der Ersetzung des 
Eides durch eine eidesstattliche Versicherung 
im gleichen Umfang wie bisher gewährleistet. 
Die Abgabe der eidesstattlichen Versicherung 
ist wie bisher der Offenbarungseid durch Haft 
erzwingbar, die Einrichtung des Schuldnerver- 
zeichnisses wird beibehalten. Die Verletzung 
der Wahrheitspflicht ist mit ausreichenden 
Strafsanktionen bedroht. Damit erscheint auch 
das Argument entkräftet, die Umwandlung 
des Offenbarungseides könne als Abbau des 
staatlichen Zwangsvollstreckungsapparates 
mißverstanden werden. 

c) Der Regierungsentwurf beschränkte die Erset- 
zung des Eides auf den prozessualen Offen- 
barungseid. Dies hält der Ausschuß für zu 
eng. Er ist der Auffassung, daß auch der 
bürgerlich-rechtliche Offenbarungseid nach 
den §§ 259, 260, 2006, 2028, 2057 BGB in die 
Umwandlung mit einbezogen werden sollte. 
Die bürgerlich-rechtlichen Eide dienten bisher 
regelmäßig der Durchsetzung von Auskunfts- 
und Rechenschaftspflichten und damit eben- 
falls der Durchsetzung von Vermögenswerten 
Rechten. Ein durchgreifender rechtspolitischer 
Grund, hier zwischen dem materiellen und 
dem prozessualen Offenbarungseid zu diffe- 
renzieren, besteht nach Meinung des Aus- 
schusses nicht. Er hat daher beschlossen, auch 
den bürgerlich-rechtlichen Offenbarungseid 
durch eine eidesstattliche Versicherung zu er- 
setzen. 

d) Nach dem Gesetzentwurf der Bundesregierung 
sollte die Umwandlung des Offenbarungs- 
eides im Wege einer in das Rechtspfleger- 
gesetz aufzunehmenden Generalklausel er- 
folgen. Diesen Weg hält der Ausschuß nicht 
für angezeigt. Im Interesse der größeren 
Klarheit der Gesetzgebung erscheint es ihm 
geboten, die einzelnen in Frage kommenden 
Gesetze zu ändern. Er hat dem Entwurf des- 
halb einen Artikel 1 a eingefügt, der die not- 
wendigen Gesetzesänderungen enthält. 

Die Änderung der Einzelgesetze kann aller- 
dings nicht die Gesetze der Länder, in denen 
Offenbarungseidverfahren Vorkommen, er- 


fassen, wie z. B. deren Verwaltungsvollstrek- 
kungsgesetze. Insofern mußte sich der Aus- 
schuß darauf beschränken, bei Inanspruch- 
nahme des Gerichts generell die Abnahme 
einer eidesstattlichen Versicherung vorzu- 
sehen. Die Länder sind damit aufgefordert, 
ihre Vorschriften anzugleichen. 

e) Die Abnahme der eidesstattlichen Versiche- 
rung kann unbedenklich, wie im Entwurf vor- 
gesehen, dem Rechtspfleger übertragen wer- 
den. Der Rechtspfleger ist auch bisher schon 
befugt, eidesstattliche Versicherungen ent- 
gegenzunehmen. Gründe, ihn davon im Be- 
reich des bisherigen Offenbarungseides aus- 
zuschließen, bestehen nicht. 

2. Hingegen konnte sich der Ausschuß auch nach 
erneuter Prüfung nicht dazu entschließen, die 
Erledigung von Rechts- und Amtshilfeersuchen 
dem Rechtspfleger zu übertragen. Die Verhält- 
nisse auf diesem Gebiet mögen in der Praxis 
auch vielfach unbefriedigend erscheinen. Der 
Ausschuß ist in seiner Mehrheit aber der Auf- 
fassung, daß eine Übertragung auf den Rechts- 
pfleger keine echte Lösung wäre, und daß die 
Beweisaufnahme so wesentlich zur Rechtsfin- 
dung gehört, daß sie dem Richter Vorbehalten 
bleiben sollte. 

3. Die weiter im Regierungsentwurf vorgesehene 
Einschränkung des Richtervorbehalts bei der An- 
ordnung und Führung von Vormundschaften hält 
der Ausschuß für gerechtfertigt. Die Bedeutung 
der Vormundschaft und Pflegschaft und der Per- 
sonenauswahl sollte nach Meinung der Mehrheit 
des Ausschusses nicht mehr das allein entschei- 
dende Kriterium für die Übertragung auf den 
Rechtspfleger darstellen. Wesentlich ist vielmehr, 
ob der Rechtspfleger nach seiner Ausbildung und 
seiner Stellung im Gerichtsaufbau geeignet ist, 
die anfallenden Aufgaben sachgerecht zu be- 
wältigen. Dies hat der Ausschuß — auch unter 
Berücksichtigung der Vorlagepflicht nach § 5 des 
Rechtspflegergesetzes — bejaht. 

Eine Minderheit war und ist der Auffasssung, 
daß vor allem die persönliche Auswahl des Vor- 
munds bzw. Pflegers über Erwachsene und die 
Entlassung aus dem Amt gegen seinen Willen 
dem Richter vorzubehalten sei. 

4. Das Vollstreckungsschutzverfahren nach § 765 a 
ZPO soll nunmehr ebenfalls dem Rechtspfleger 
zugewiesen werden. 

Gegenüber dem Einwand, daß in diesem Verfah- 
ren über die Durchsetzung eines Titels entschie- 
den werde, hält die Mehrheit des Ausschusses 
die in der Begründung des Gesetzentwurfs ge- 
gebenen Argumente für zutreffend und überzeu- 
gend. Insbesondere erscheint es rechtspolitisch 
erwünscht, hier eine mögliche Diskrepanz zwi- 
schen der Immobiliar- und der Mobiliarzwangs- 
vollstreckung zu vermeiden. 

5. Der Ausschuß hat ferner eine Reihe von Anre- 
gungen aufgegriffen, die an ihn im Laufe des 
Gesetzgebungsverfahrens herangetragen worden 


2 



Deutscher Bundestag 

sind. So hat er für den Bereich der Abzahlungs- 
geschäfte und in der Jugendstrafvollstreckunq 
Änderungen vorgenoimnen. Schließlich hat er die 
in der Stellungnahme des Bundesrats aufgeführ- 
ten Punkte, insbesondere auch zum Beurkun- 
dungsrecht, berücksichtigt. Wegen der Einzel- 
heiten wird auf die Erläuterungen zu den ein- 
zelnen Vorschriften verwiesen. 


IV. 

Zu den einzelnen Vorschriften des Entwurfs ist 
ergänzend zu bemerken: 

Zur Überschrift 

Nach der vom Ausschuß getroffenen Entscheidung, 
bei der Umwandlung des Offenbarungseides die Ein- 
zelgesetze zu ändern und ferner die Anregungen 
des Bundesrats zum Beurkundungsrecht aufzugreifen, 
bringt der Entwurf nicht, mehr lediglich Änderungen 
des Rechtspflegergesetzes. Dem trägt die Über- 
schrift Rechnung. 

Zur Eingangsformel 

Nach Auffassung des Ausschusses ist der Entwurf 
nach den Artikeln 84 Abs. 1 und 108 Abs. 5 Satz 2 
GG zustimmungsbedürftig. 

Zu Artikel 1 

Zu Nummer 01 

Die Änderung des § 3 Nr. 1 Buchstabe b des 
Rechtspflegergesetzes folgt aus der Ersetzung des 
bürgerlich-rechtlichen Offenbarungseides durch eine 
eidesstattliche Versicherung. Mit ihr wird die Ab- 
nahme der eidesstattlichen Versicherung dem Rechts- 
pfleger in den Fällen übertragen, in denen sie der 
Verplichtete freiwillig und vor dem dann zustän- 
digen Gericht der freiwilligen Gerichtsbarkeit ab- 
gibt. 

Za Nummern 1 bis 3, 6, 10, 12 

Nach dem Regierungsentwurf hätte die vorge- 
sehene Einfügung der Vorschriften über die Rechts- 
und Amtshilfe und über die Umwandlung des Offen- 
barungseides eine Reihe von gesetzestechnischen 
Folgeänderungen im Rechtspflegergesetz nach sich 
gezogen. Die beiden genannten Vorschriften ent- 
fallen jedoch nach den unter III. wiedergegebenen 
Beschlüssen des Ausschusses. Daher müssen auch die 
Folgeänderungen gestrichen werden. 

Zu Nummer 3 a 

Die Einfügung beruht auf der Stellungnahme des 
Bundesrats. Mit ihr sollen die Geschäfte in Ver- 
fahren der Anfechtung der Vaterschaft nach Arti- 
kel 12 § 3 Abs. 2 des Gesetzes über die rechtliche 
Stellung der nichtehelichen Kinder dem Richter in 
demselben Umfang Vorbehalten werden wie die ent- 
sprechenden anderen Verfahren des Nichtehelichen- 
rechts. Der Wortlaut der Vorschrift ist gegenüber 
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dem Begehren des Bundesrats abgeändert, um die 
Übereinstimmung mit den Bestimmungen im Rechts- 
pflegergesetzher zustellen. 

Zu Nummer 4 

Die Vorschrift betrifft den Richtervorbehalt bei 
der Anordnung und Führung von Vormundschaften 
und Pflegschaften (vgl. oben III. 3). Gegenüber dem 
Rechtspflegergesetz 1969 werden insbesondere die 
Anordnung der Vormundschaften — außer der vor- 
läufigen Vormundschaft — , der meisten Pflegschaf- 
ten und die Auswahl und Entlassung der Vormün- 
der und Pfleger dem Rechtspfleger übertragen. 

Zu Nummer 5 

Entgegen dem Regierungsentwurf hat der Aus- 
schuß § 16 Nr. 1 des Rechtspflegergesetzes nicht ge- 
strichen. Es soll damit sichergestellt werden, daß 
bei Nachlaßpflegschaften oder -Verwaltungen etwa 
erforderlich werdende Genehmigungen im gleichen 
Umfang wie in Vormundschaftssachen dem Richter- 
vorbehalt unterliegen. 

Die Änderung des § 16 Nr. 7 des Rechtspfleger- 
gesetzes entspricht der Regierungsvorlage. 

j Zu Nummer 6 a 

} 

Die Vorschrift ändert § 20 Nr. 1 des Rechtspfle- 
gergesetzes in zwei Punkten. 

Das Rechtspflegergesetz 1969 überträgt im Mahn- 
j verfahren die Zuständigkeit des Gerichts und des 
; Urkundsbeamten der Geschäftsstelle dem Rechts- 
! pfleger. Nach § 699 Abs. 2 Satz 1 ZPO ist der 
I Urkundsbeamte jedoch nicht befugt, die Erteilung 
eines Vollstreckungsbefehls abzulehnen, er hat die 
Sache in diesem Falle dem Gericht vorzulegen. Diese 
Bestimmung würde nach der Regelung im Rechts- 
pflegergesetz 1969 leerlaufen. Damit können Zwei- 
fel auftauchen, ob der Rechtspfleger befugt ist, über 
die Ablehnung der Erteilung des Vollstreckungs- 
befehls zu befinden oder ob er die Sache nicht dem 
Richter vorzulegen hat. Die letzte Möglichkeit soll 
mit der Klarstellung ausgeschlossen werden, so daß 
der Rechtspfleger für die Erteilung des Vollstrek- 
kungsbefehls und ihre Ablehnung zuständig ist. 

Die zweite Änderung ist eine Folge der Änderung 
des Abzahlungsgesetzes am Ende der 5. Wahl- 
periode, die bei der Verabschiedung des Rechts- 
pflegergesetzes 1969 nicht mehr berücksichtigt wer- 
den konnte. Nach § 6a Abs. 3 des Abzahlungsgeset- 
zes sind Mahnsachen, die ihren Grund in Abzah- 
lungsgeschäften haben, bei Widerspruch oder Ein- 
spruch gegen den Zahlungs- oder Vollstreckungs- 
befehl ohne mündliche Verhandlung an das zu- 
ständige Gericht zu verweisen. Diese Verweisung 
soll im Falle des Widerspruchs gegen den Zahlungs- 
befehl der Rechtspfleger aussprechen können. Damit 
wird eine nicht notwendige Inanspruchnahme des 
Richters vermieden. 

Die Verweisung nach Einspruch gegen den Voll- 
streckungsbefehl ist dagegen in die Regelung nicht 
einbezogen. Diese Verweisung ist nämlich mit der 
Frage der Zulässigkeit des Einspruchs, die der Rich- 
ter entscheiden sollte, verknüpft. 
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Zu Nummer 7 

Die Abnahme der prozessualen eidesstattlichen 
Versicherung nach den §§ 899 ff. ZPO ist ein Ver- 
fahren des Vollstreckungsgerichts nach dem 8. Buch 
der ZPO und wird daher künftig nach § 20 Nr. 17 
Satz 1 des Rechtspflegergesetzes dem Rechtspfleger 
zufallen. Zweifelhaft kann aber sein, ob dies auch 
für gerichtliche Maßnahmen in Vollstreckungsver- 
fahren zur Abnahme eidesstattlicher Versicherun- 
gen nach der Reichsabgabenordnung und den Ver- 
waltungsvollstreckungsgesetzen der Länder zutrifft. 
Der Ausschuß hat daher beschlossen, an § 20 Nr. 17 
Satz 1 des Rechtspflegergesetzes einen Halbsatz an- 
zufügen, der die Übertragung auf den Rechtspfle- 
ger klarstellt. 

Zu Nummer 8 a 

Der Richtervorbehalt für das Offenbarungseidver- 
fahren nach § 889 ZPO muß nach der Entscheidung 
des Ausschusses, auch den bürgerlich-rechtlichen 
Offenbarungseid in eine eidesstattliche Versiche- 
rung und damit ein Rechtspflegergeschäft umzuwan- 
deln, gestrichen werden. Die Übertragung des Ver- 
fahrens auf den Rechtspfleger geschieht dadurch, 
daß das Verfahren dem Vollstreckungsgericht zuge- 
wiesen (s. Artikel 1 a § 3 Nr. 4) und damit von § 20 
Nr. 17 Satz 1 des Rechtspflegergesetzes erfaßt wird. 

Zu Nummer 10 a und Nummer 10 c 

Durch die gänzliche Aufhebung des Gesetzes zur 
Entlastung der Gerichte vom 11. März 1921 (vgl. 
§ 38 Abs. 1 Nr. 2 RpflG) sind Zweifel entstanden, 
ob die Vorschriften zur Entlastung des Richters 
in der Jugendstrafvollstreckung Bestand haben und 
auf welchem Wege sie ggf. geändert werden kön- 
nen. Solchen Auslegungsschwierigkeiten sollen die 
eingefügten Vorschriften begegnen. Der bestehende 
Rechtszustand soll damit jedoch nicht verändert 
werden. 

In der Neufassung durch Nummer 10 a unterschei- 
det § 31 Abs. 4 drei Regelungen bei der Gestaltung 
des Jugendstrafvollzuges: an die Spitze der Vor- 
schrift wird in Satz 1 der Grundsatz gestellt, daß 
die Vollstreckungsleitung in jedem Fall dem Rich- 
ter allein Vorbehalten bleiben soll. Der Sicherung 
dieses Grundsatzes, den der Ausschuß im Hinblick 
auf die besondere pädagogische Aufgabe und Ver- 
antwortung im Jugendstrafvollzug für unerläßlich 
hält, dient auch Satz 4. Satz 2 enthält dann die 
Übertragung bestimmter Geschäfte, die sich im Rah- 
men der richterlichen Vollstreckungsleitung halten, 
kraft Gesetzes auf den Rechtspfleger. Schließlich 
bringt Satz 3 die Ermächtigung für den Bundesmini- 
ster der Justiz, durch Rechtsverordnung mit Zustim- 
mung des Bundesrates den Zuständigkeitsbereich 
des Rechtspflegers zu erweitern und zugleich für 
eine bundeseinheitliche Rechtsanwendung auf die- 
sem Gebiet zu sorgen. In den durch Satz 1 aufge- 
stellten Grundsatz der richterlichen Vollstreckungs- 
leitung darf der Bundesminister der Justiz jedoch 
nicht eingreifen. Andererseits ist er befugt, mit der 
von ihm zu erlassenden Rechtsverordnung die ge- 


setzliche Übertragung in Satz 2 näher auszugestal- 
ten und zu erweitern. 

In Nummer 10 c schließlich wird klargestellt, daß 
die zur Zeit bestehenden Verwaltungsvorschriften 
für eine Übergangszeit aufrechterhalten bleiben. 

Zu Nummer 10 b 

Die Vorschrift beruht auf der Stellungnahme des 
Bundesrats. Die Erstreckung der Übergangszeit für 
die Anerkennung der Rechtspflegerbefähigung soll 
Schwierigkeiten Rechnung tragen, die sich in den 
Ländern bei der Anpassung des Ausbildungsganges 
an die Voraussetzungen des § 2 des Rechtspfleger- 
gesetzes ergeben haben. 

Zu Nummern 11 und 12 

Entsprechend der Entscheidung des Ausschusses, 
die Ersetzung des Offenbarungseides durch Ände- 
rung der Einzelgesetze zu vollziehen, entfallen die 
im Entwurf enthaltene Generalklausel und die in 
Nr. 12 vorgesehenen Folgeänderungen. 

Zu Artikel 1 a 

Dieser Artikel enthält die Vorschriften, mit denen 
der Offenbarungseid durch eine eidesstattliche Ver- 
sicherung ersetzt werden soll. In seinen Paragraphen 
1 bis 14 erfolgen die Änderungen der betroffenen 
Gesetze, § 15 bringt allgemeine und Übergangs- 
bestimmungen. 

Zu den §§ 1 bis 14 

Die Gesetzesänderungen betreffen lediglich das 
Mittel der Warheitsbekräftigung. Der Inhalt der 
vom Verpflichteten geforderten Erklärung und die 
Verfahrensgrundsätze werden nicht berührt. Soweit 
es zweckmäßig erscheint, daß der Verpflichtete auch 
künftig persönlich zu erscheinen und seine An- 
gaben mündlich zu bekräftigen hat, hat der Aus- 
schuß dies dadurch deutlich gemacht, daß er vor- 
gesehen hat, daß die eidesstattliche Versicherung 
zu Protokoll der zur Abnahme zuständigen Stelle 
(Gericht, Finanzamt pp.) zu erklären ist; eine nur 
schriftlich eingereichte Erklärung genügt in diesen 
Fällen den gesetzlichen Anforderungen daher nicht. 

Die Einführung der eidesstattlichen Versicherung 
empfiehlt es, gewisse Regeln über das Verfahren 
bei ihrer Abnahme vorzusehen. Bisher fehlen der- 
artige Regeln. Die für die Abnahme von Eiden gel- 
tenden Vorschriften der §§ 478 bis 480, 483 ZPO 
sind deshalb für entsprechend anwendbar erklärt. 
Dadurch wird insbesondere eine angemessene Be- 
lehrung des Verpflichteten sichergestellt. 

Terminologisch wird lediglich in den Vorschriften, 
die die Formel der eidesstattlichen Versicherung ent- 
halten (z. B. §§ 259, 260 BGB, § 807 ZPO) das Wort 
„an Eides Statt“ benutzt. Im übrigen wird durchgän- 
gig die Bezeichnung „eidesstattliche Versicherung“ 
verwandt. Die sonst in Gesetzen vielfach übliche 
Bezeichnung „Versicherung an Eides Statt" läßt sich 
aus sprachlichen Gründen nicht überall verwenden. 
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Im Interesse einer einheitlichen Terminologie wenig- 
stens im Bereich der zu ändernden Vorschriften ist 
deshalb der kürzere Ausdruck vorgezogen, der auch 
sonst bereits in der Gesetzessprache benutzt wird. 

Der Ausschuß hat sich bei der Umwandlung des 
Offenbarungseides mit einer Ausnahme strikt auf 
diesen Sachbereich beschränkt. Lediglich in § 889 
ZPO ist eine zusätzliche sachliche Änderung erfolgt. 
Die bürgerlich-rechtliche eidesstattliche Versicherung 
nach der Verurteilung soll künftig nicht mehr vom 
Prozeßgericht, sondern vom Vollstreckungsgericht 
abgenommen werden. Die Änderung ergibt sich aus 
dem Beschluß, die Abnahme dem Rechtspfleger zu 
übertragen, denn dadurch ist der bisher schon durch- 
brochene Grundsatz gegenstandslos, daß der Rich- 
ter, der die Verurteilung ausgesprochen hat, zur 
Abnahme zuständig sein soll. Dies zieht entspre- 
chende Umformulierungen in § 261 BGB und § 163 
FGG nach sich. Die Übertragung auf den Rechtspfle- 
ger selbst erfolgt durch § 20 Nr. 17 Satz 1 des Rechts- 
pflegergesetzes, der insoweit ohne Änderung des 
Wortlauts einen erweiterten Anwendungsbereich er- 
hält. 

Zu § 15 
Zu Absatz 1 

Die Vorschrift enthält eine Generalklausel, die 
diejenigen Offenbarungseide des Bundesrechts, die 
möglicherweise nicht erfaßt worden sind, durch 
eidesstattliche Versicherungen ersetzen soll. 

Zum Bundesrecht gehören selbstverständlich auch 
Bestimmungen, die in internationalen Verträgen 
enthalten sind und als Bundesrecht gelten, selbst 
wenn die Ersetzung des Offenbarungseides im Wort- 
laut dieser Vorschriften nicht erkennbar wird. 

Zu Absatz 2 

Absatz 2 bezieht sich vor allem auf die Verwal- 
tungsvollstreckungsgesetze der Länder, die durch- 
weg Offenbarungseidverfahren nach dem Muster 
der Reichsabgabenordnung oder der Zivilprozeß- 
ordnung vorsehen und jedenfalls die zwangsweise 
Abnahme des Eides dem Amtsgericht zuweisen. 

Die Kompetenz des Bundesgesetzgebers zur Rege- 
lung des gerichtlichen Verfahrens erlaubt es ledig- 
lich, eine Regelung für die Fälle zu treffen, in denen 
die Behörde das Gericht mit einem Offenbarungseid- 
verfahren befaßt. Es erscheint aber wünschenswert, 
im Interesse der möglichst großen Einheitlichkeit der 
Rechtsordnung eine solche Regelung vorzunehmen. 
Soweit Behörden zuständig sind, müssen die ent- 
sprechenden Änderungen dem Landesgesetzgeber 
überlassen bleiben. 
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Zu Absätze 3 und 4 

Hier handelt es sich um Übergangsvorschriften. 
Durch Absatz 3 sollen die vor der Umwandlung des 
Offenbarungseides eingetretenen Wirkungen aus, 
früheren oder anhängigen Verfahren aufrechterhal- 
ten werden. Dies gilt insbesondere für die Frage 
der Verpflichtung zur wiederholten eidesstattlichen 
Versicherung und für die Auskunft aus dem Schuld- 
nerverzeichnis. 

Zu Artikel 1 b 

Dieser Artikel enthält Änderungen des Beurkun- 
dungsgesetzes, die sachlich der Bundesrat in seiner 
Stellungnahme zum Entwurf angeregt hat. Es han- 
delt sich lediglich um Klarstellungen, die der Aus- 
schuß zur Beseitigung aufgetretener Zweifelsfragen 
für zweckmäßig hält. Er hat deshalb auch beschlos- 
sen, diese Bestimmungen rückwirkend zum 1. Januar 
1970 in Kraft treten zu lassen. Zu diesem Zeitpunkt 
ist das Beurkundungsgesetz in Kraft getreten. 

Zu Nummer 1 

Die Vorschrift soll klarstellen, daß die General- 
klausel des § 56 Abs. 4 des Beurkundungsgesetzes 
die bisherige Zuständigkeit des Gerichts zur Auf- 
nahme eidesstattlicher Versicherungen für das Erb- 
scheinverfahren nicht beseitigt hat. 

Zu Nummer 2 

Hiermit wird nunmehr ausdrücklich festgehalten, 
daß die landesrechtlichen Zuständigkeiten über die 
Beurkundung von Kirchenaustrittserklärungen vom 
Beurkundungsgesetz unberührt geblieben sind. 

Zu Nummer 3 

Die Vorschrift stellt klar, daß auch Testamente, die 
vor dem 1. Januar 1970 vor einem Richter errichtet 
und nach diesem Datum aus der amtlichen Verwah- 
rung genommen worden sind, als widerrufen gel- 
ten. Im Hinblick auf die Fassung, die § 2256 Abs. 1 
Satz 1 BGB durch das Beurkundungsgesetz erhalten 
hat, konnten insoweit Zweifel auftreten, die besei- 
tigt werden sollen. Es handelt sich um eine Uber- 
gangsregelung, die gesetzestechnisch deshalb Platz 
im Beurkundungsgesetz erhalten hat. 

! Zu Artikel 3 

Der Ausschuß hält es in Übereinstimmung mit der 
Bundesregierung für notwendig, daß das Gesetz, so- 
weit es die Umwandlung des Offenbarungseides und 
die vorgenommenen Übertragungen von Geschäften 
auf den Rechtspfleger betrifft, mit dem Rechtspfle- 
gergesetz am 1. Juli 1970 in Kraft tritt. Zum Inkraft- 
treten des Artikels 1 b vgl. die Bemerkungen zu die- 
sem Artikel. 


Bonn, den 3. Juni 1970 


Erhard (Bad Schwalbach) Dr. Arndt (Hamburg) 

Berichterstatter 
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B. Antrag des Ausschusses 


Der Bundestag wolle beschließen, 

1. den Gesetzentwurf — Drucksache VI/289 — in 
der aus der nachstehenden Zusammenstellung 
ersichtlichen Fassung anzunehmen, 

2. die zu dem Gesetzentwurf eingegangenen Peti- 
tionen für erledigt zu erklären. 


Bonn, den 3. Juni 1970 


Der Rechtsausschuß 

Dr. Lenz (Bergstraße) 

Vorsitzender 

Erhard (Bad Schwalbach) Dr. Arndt (Hamburg) 

Berichterstatter 
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Drucksache VJ/874 


Zusammenstellung 

des von der Bundesregierung eingeb rächten Entwurfs eines 
Gesetzes zur Änderung des Rechtspflegergesetzes 


— Drucksache VI/289 — 


mit den Beschlüssen des Rechtsausschusses 
(5. Ausschuß) 


Entwurf 

Entwurf eines Gesetzes 
zur Änderung des Rechtspflegergesetzes 


Der Bundestag hat das folgende Gesetz beschlos- 
sen: 

Artikel 1 

Das Rechtspflegergesetz vom (Bun- 

desgesetzbl. IS....) wird wie folgt geändert: 


1. Die Eingangsworte von § 3 Nr. 3 erhalten fol- 
gende Fassung: 

„3. die in den §§ 20 bis 25 dieses Gesetzes ein- 
zeln aufgeführten Geschäfte'' . 

2. a) In § 3 Nr. 3 wird nach Buchstabe a) folgen- 

der Buchstabe b) eingefügt: 

„ b ) auf dem Gebiet der Rechts- und Amts- 
hilfe,"; 

b) die bisherigen Buchstaben b) bis e) werden 
Buchstaben c) bis f). 

3. Die Eingangsworte von § 3 Nr. 4 erhalten fol- 
gende Fassung: 

„4. die in den §§ 30 bis 32 dieses Gesetzes 
einzeln aufgeführten Geschäfte" . 


Beschlüsse des 5. Ausschusses 


Entwurf eines Gesetzes 
zur Änderung des Rechtspflegergesetzes, 

des Beurkundungsgesetzes 
und zur Umwandlung des Oflenbarungseides 
in eine eidesstattliche Versicherung 

Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundes- 
rates das folgende Gesetz beschlossen: 

Artikel 1 

Das Rechföpflegergesetz vom 5. November 1969 
(Bundesgesetzbl. I S. 2065) wird wie folgt geändert: 

01. § 3 Nr. 1 Buchstabe b erhält folgende Fassung: 

♦ 

„Verfahren zur Abnahme eidesstattlicher Ver- 
sicherungen in den Fällen des § 163 des Gesetzes 
über die Angelegenheiten der freiwilligen Ge- 
richtsbarkeit, bei Untersuchung und Verwah- 
rung von Sachen sowie beim Pfandverkauf nach 
den §§ 164 bis 166 des Gesetzes über die Ange- 
legenheiten der freiwilligen Gerichtsbarkeit, <J . 

Nummer 1 entfällt 


Nummer 2 entfällt 


Nummer 3 entfällt 
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Entwurf 


4. § 14 Nr. 4 erhält folgende Fassung: 

♦ 

„4. die Anordnung einer vorläufigen Vormund- 
schaft (§ 1906 des Bürgerlichen Gesetz- 
buchs), einer Gebrechlichkeitspflegschaft 
(§ 1910 des Bürgerlichen Gesetzbuchs), es 
sei denn, daß die Gebrechlichkeitspfleg- 
schaft zum Zwecke der Geltendmachung 
eines auf dem öffentlichen Recht beruhen- 
den Rentenanspruchs angeordnet wird, 
einer Vormundschaft oder einer Pflegschaft 
über einen Ausländer einschließlich der 
vorläufigen Maßregeln (Artikel 23 des Ein- 
führungsgesetzes zum Bürgerlichen Gesetz- 
buch) und einer Pflegschaft auf Grund 
dienstrechtlicher Vorschriften;" 


5. § 16 wird wie folgt geändert: 

a) Nummer 1 wird gestrichen. 

b) Die bisherigen Nummern 2 bis 7 werden 
Nummern 1 bis 6. 

c) Die bisherige Nummer 8 wird Nummer 7 
und erhält folgende Fassung: 

„7. bei der gerichtlichen Vermittlung der 
Erbauseinandersetzung (§§ 86 bis 98 des 
Gesetzes über die Angelegenheiten der 
freiwilligen Gerichtsbarkeit) die Geneh- 
migungen (§ 97 Abs. 2 des Gesetzes 
über die Angelegenheiten der freiwil- 
ligen Gerichtsbarkeit), soweit die ent- 
sprechenden vormundschaftsgericht- 
lichen Genehmigungen dem Richter Vor- 
behalten sind." 


Beschlüsse des 5. Ausschusses 

3 a. § 14 Nr. 3 wird wie folgt geändert: 

♦ 

a) Nach Buchstabe b wird folgender Buchstabe c 
eingefügt: 

rf c) die Anfechtung der Vaterschaft durch 
ein minderjähriges Kind, eines gestorbe- 
nen Kindes oder die Anfechtung der 
Vaterschaft durch das Kind oder die 
Mutter nach dem Tode des Mannes (Ar- 
tikel 12 § 3 Abs. 2 des Gesetzes über die 
rechtliche Stellung der nichtehelichen 
Kinder vom 19. August 1969, Bundes- 
gesetzbl. I S. 1243)," 

b) die bisherigen Buchstaben c bis e werden 
Buchstaben d bis f. 


4. unverändert 


5. § 16 Nr. 8 erhält folgende Fassung: 

♦ 


„8. bei der gerichtlichen Vermittlung der Erb- 
auseinandersetzung (§§ 86 bis 98 des Ge- 
setzes über die Angelegenheiten der frei- 
willigen Gerichtsbarkeit) die Genehmigun- 
gen (§ 97 Abs. 2 des Gesetzes über die An- 
gelegenheiten der freiwilligen Gerichtsbar- 
keit), soweit die entsprechenden vormund- 
schaftsgerichtlichen Genehmigungen dem 
Richter Vorbehalten -sind." 


6. die Überschrift des 3. Abschnitts erhält folgende Nummer 6 entfällt 
Fassung: 


„ Dritter Abschnitt 

Dem Rechtspfleger übertragene Geschäfte in 
bürgerlichen Rechtsstreitigkeiten, auf dem Ge- 
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Entwurf 

biet der Rechts- und Amtshilfe, in Festsetzungs- 
verfahren, Verfahren bei gerichtlichen Entschei- 
dungen in der Strafvollstreckung und Verfahren 
vor dem Patentgericht sowie auf dem Gebiet 
der Aufnahme von Erklärungen ." 


7. In § 20 Nr. 17 Satz 1 wird nach den Worten 
„oder in den Fällen der §§ 848 r 854 f 855" ein- 
gefügt: „,902". 


8. In § 20 Nr. 17 Satz 2 Buchstabe a) werden die 
^ Worte „§ 765 a und" gestrichen. 


9. Nach § 20 wird folgende Vorschrift eingefügt: 

„§ 21 

Rechts - und Amtshilfe 

Dem Rechtspfleger wird die Durchführung 
von Beweisaufnahmen und von Ermittlungen 
übertragen, um die ein Gericht oder eine Ver- 
waltungsbehörde mit Sitz im Geltungsbereich 
dieses Gesetzes ersucht, sofern bei der Erledi- 
gung des Ersuchens die Vorschriften der Zivil- 
prozeßordnung, des Gesetzes über die Ange- 
legenheiten der freiwilligen Gerichtsbarkeit 
oder des Gesetzes über Ordnungswidrigkeiten 
anzuwenden sind und nicht um eine richter- 
liche Erledigung ersucht wird." 

10. Die bisherigen §§ 21 bis 38 werden §§ 22 bis 39. 
Im bisherigen § 26 werden die Worte „§ 21 
Nr. 1 und 2" und „§ 24" durch die Worte „§ 22 
Nr. 1 und 2" und „§ 25" ersetzt. Im bisherigen 
§ 32 werden die Worte „§§ 29 bis 31" durch 
die Worte „ §§ 30 bis 32" ersetzt. 


Beschlüsse des 5. Ausschusses 


6 a. § 20 Nr. 1 erhält folgende Fassung: 

♦ ' 

„1. das Mahnverfahren (§§ 688 ff. der Zivil- 
prozeßordnung) einschließlich der Vollstreck- 
barkeitserklärung des Zahlungsbefehls und 
ihrer Ablehnung sowie der Verweisung an das 
Landgericht und der Verweisung an das örtlich 
zuständige Gericht nach § 6 a Abs. 3 des Ge- 
setzes betreffend die Abzahlungsgeschäfte im 
Falle des Widerspruchs, soweit sie nicht auf 
Grund mündlicher Verhandlung beschlossen 
werden (§ 697 Abs. 2 der Zivilprozeßordnung); 
jedoch bleibt das Streitverfahren dem Richter 
Vorbehalten;" 

7. In § 20 Nr. 17 Satz 1 wird nach den Worten 

^ „oder in den Fällen der §§ 848, 854, 855" einge- 
fügt: 902". Ferner wird in § 20 Nr. 17 Satz 1 

der Punkt durch einen Strichpunkt ersetzt und 
folgender Satzteil angefügt: „zu diesen Ge- 
schäften zählen auch Vollstreckungsverfahren 
zur Abnahme eidesstattlicher Versicherungen 
auf Antrag oder Ersuchen einer Behörde." 

8. unverändert 


8 a. In § 20 Nr. 17 Satz 2 wird Buchstabe b gestri- 
^ eben. Die bisherigen Buchstaben c und d werden 
Buchstaben b und c. 

Nummer 9 entfällt 


Nummer 10 entfällt 
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11. Nach dem bisherigen § 38 wird folgende Vor- 
schrift eingefügt: 

„§ 40 

Ersetzung von Eiden durch Versicherungen 
an Eides Statt 

(1) Anstatt des Offenbarungseides nach 
§§ 807 , 883 der Zivilprozeßordnung, § 125 der 
Konkursordnung, § 33 Abs. 2, § 83 Abs. 2 des 
Gesetzes über die Angelegenheiten der freiwil- 
ligen Gerichtsbarkeit, §§ 332, 365 der Reichs- 
abgabenordnung oder entsprechenden landes- 
rechtlichen Vorschriften sowie anstatt des Eides 
nach § 69 Abs. 2 der Vergleichsordnung nimmt 
der Rechtspfleger eine entsprechende Versiche- 
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Beschlüsse des 5, Ausschusses 

10a. § 31 wird wie folgt geändert: 

♦ 

a) Der bisherige Absatz 5 wird Absatz 4 und 
erhält folgende Fassung: 

„(4) Die Leitung der Vollstreckung im 
Jugendstrafverfahren bleibt dem Richter Vor- 
behalten. Dem Rechtspfleger werden die Ge- 
schäfte der Vollstreckung übertragen, durch 
die eine richterliche Vollstreckungsanord- 
nung oder eine die Leitung der Vollstrek- 
kung nicht betreffende allgemeine Verwal- 
tungsvorschrift ausgeführt wird. Der Bundes- 
minister der Justiz wird ermächtigt, durch 
Rechtsverordnung mit Zustimmung des Bun- 
desrates auf dem Gebiet der Vollstreckung 
im Jugendstrafverfahren dem Rechtspfleger 
nichtrichterliche Geschäfte zu übertragen, so- 
weit nicht die Leitung der Vollstreckung 
durch den Jugendrichter beeinträchtigt wird 
oder das Vollstreckungsgeschäft wegen sei- 
ner rechtlichen Schwierigkeit, wegen der Be- 
deutung für den Betroffenen, vor allem aus 
erzieherischen Gründen, oder zur Sicherung 
einer einheitlichen Rechtsanwendung dem 
Vollstreckungsleiter Vorbehalten bleiben 
muß. Der Richter kann die Vorlage von über- 
tragenen Vollstreckungsgeschäften anord- 
nen.' 1 

b) Der bisherige Absatz 4 wird Absatz 5. 

10b. In § 33 Abs. 1 Nr. 2 werden die Worte „eines 

^ Jahres 11 durch die Worte „zwei Jahren 11 ersetzt. 

10c. Folgender § 33 a wird eingefügt: 

♦ 

„§ 33 a 

Übergangsregelung 
für die Jugendstrafvollstreckung 

Bis zum Inkrafttreten der auf Grund der Er- 
mächtigung nach § 31 Abs. 4 zu erlassenden 
Rechtsverordnung gelten die Bestimmungen 
über die Entlastung des Jugendrichters in Straf- 
vollstreckungsgeschäften weiter. 11 

Nummer 11 entfällt 


10 



Deutscher Bunde stag 

Entwurf 

rung an Eides Statt von dem zur Leistung des 
Eides Verpflichteten ab. 

(2) In den in Absatz 1 aufgeführten Fällen hat 
auch der Richter oder eine sonstige für die Ab- 
nahme des Eides zuständige Stelle eine Ver- 
sicherung an Eides Statt abzunehmen. 

(3) Wirkungen, die sich aus dem Verfahren 
zur Leistung, aus der Leistung oder aus der 
Verweigerung eines Eides der in Absatz 1 be- 
zeichneten Art ergeben, treten auch ein, wenn 
eine entsprechende Versicherung an Eides Statt 
abgegeben werden soll oder abgegeben wird." 

12. Die bisherigen §§ 39 und 40 werden §§ 41 
und 42. Im bisherigen § 40 werden die Worte 
„§ 31 Abs. 1 Satz 3" durch die Worte „§ 32 
Abs. 1 Satz 3" ersetzt. 
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Beschlüsse des 5. Ausschusses 


Nummer 12 entfällt 


Artikel 1 a 

Umwandlung des Offenbarungseides und des Eides 
nach § 69 Abs. 2 der Vergleichsordnung in eine 
eidesstattliche Versicherung 


§ 1 

Änderungen des Bürgerlichen Gesetzbuchs 
Das Bürgerliche Gesetzbuch wird wie folgt geändert: 

1. a) In § 259 Abs. 2 und § 260 Abs. 2 werden die 
Worte „den Offenbarungseid dahin zu lei- 
sten:" durch die Worte „zu Protokoll an Eides 
Statt zu versichern," ersetzt. 

b) In § 259 Abs. 3 werden die Worte „Leistung 
des Offenbarungseids" durch die Worte „Ab- 
gabe der eidesstattlichen Versicherung" er- 
setzt. 


2. § 261 erhält folgende Fassung: 

„§ 261 

(1) Die eidesstattliche Versicherung ist, sofern 
sie nicht vor dem Vollstreckungsgericht abzuge- 
ben ist, vor dem Amtsgericht des Ortes abzu- 
geben, an welchem die Verpflichtung zur Rech- 
nungslegung oder zur Vorlegung des Verzeich- 
nisses zu erfüllen ist. Hat der Verpflichtete sei- 
nen Wohnsitz oder seinen Aufenthalt im Inlande, 
so kann er die Versicherung vor dem Amtsge- 
richte des Wohnsitzes oder des Aufenthaltsorts 
abgeben. 

(2) Das Gericht kann eine den Umständen ent- 
sprechende Änderung der eidesstattlichen Ver- 
sicherung beschließen. 

(3) Die Kosten der Abnahme der eidesstatt- 
lichen Versicherung hat derjenige zu tragen, wel- 
cher die Abgabe der Versicherung verlangt." 
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Entwurf Beschlüsse des 5. Ausschusses 

3. § 2006 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz i werden die Worte „vor dem 
Nachlaß gerichte den Offenbarungseid dahin 
zu leisten:" durch die Worte „zu Protokoll 
des Nachlaßgerichts an Eides Statt zu versi- 
chern," ersetzt. 

b) In Absatz 2 und Absatz 3 Satz 1 werden die 
Worte „Leistung des Eides" und in Absatz 4 
die Worte „Leistung des Eides" sowie „Eides- 
leistung" jeweils durch die Worte „Abgabe 
der eidesstattlichen Versicherung" ersetzt. 

4. In § 2028 Abs. 2 werden die Worte „den Offen- 
barungseid dahin zu leisten:" durch die Worte 
„zu Protokoll an Eides Statt zu versichern," er- 
setzt. 

5. In § 2057 werden die Worte „Leistung des Offen- 
barungseids" durch die Worte „Abgabe der eides- 
stattlichen Versicherung" ersetzt. 


§2 

Änderung des Einführungsgesetzes zum Bürgerlichen 
Gesetzbuche 

In Artikel 147 Abs. 2 des Einführungsgesetzes zum 
Bürgerlichen Gesetzbuche werden die Worte „des in 
§ 2006 des Bürgerlichen Gesetzbuchs vorgeschriebe- 
nen Offenbarungseids" durch die Worte „der in 
§ 2006 des Bürgerlichen Gesetzbuchs vorgeschriebe- 
nen eidesstattlichen Versicherung" ersetzt. 


§3 

Änderungen der Zivilprozeßordnung 

Die Zivilprozeßordnung wird wie folgt geändert: 

1. In § 254 werden die Worte „Leistung des Offen- 
barungseides" durch die Worte „Abgabe einer 
eidesstattlichen Versicherung" und die Worte 
„der Offenbarungseid geleistet" durch die Worte 
„die eidesstattliche Versicherung abgegeben" 
ersetzt. 

2. § 807 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 1 Satz 2 Nr. 1 bis 3 wird jeweils 
das Wort „Eidesleistung" durch die Worte 
„Abgabe der eidesstattlichen Versicherung" 
ersetzt. 

b) In Absatz 2 werden die Worte „den Offen- 
barungseid dahin zu leisten" durch die Worte 
„zu Protokoll an Eides Statt zu versichern" 
ersetzt. 

c) Dem Absatz 2 wird folgender Satz 2 ange- 
fügt: „Die Vorschriften der §§ 478 bis 480, 
483 gelten entsprechend." 

3. § 883 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 2 werden die Worte „den Offen- 
barungseid dahin zu leisten:" durch die 
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Entwurf Beschlüsse des 5. Ausschusses 

Worte „zu Protokoll an Eides Statt zu ver- 
sichern, 11 ersetzt. 

b) In Absatz 3 werden die Worte „Lage der 
Sache entsprechende Änderung der vorste- 
henden Eidesnorm 11 durch die Worte „Sach- 
lage entsprechende Änderung der eides- 
stattlichen Versicherung 11 ersetzt. 

c) Nach Absatz 3 wird folgender Absatz 4 an- 
gefügt: 

„(4) Die Vorschriften der §§ 478 bis 480, 
483 gelten entsprechend. 11 

4. § 889 erhält folgende Fassung: 

„5 889 

(1) Ist der Schuldner auf Grund der Vor- 
schriften des bürgerlichen Rechts zur Abgabe 
einer eidesstattlichen Versicherung verurteilt, 
so wird die Versicherung vor dem Amtsgericht 
als Vollstreckungsgericht abgegeben, in des- 
sen Bezirk der Schuldner im Inland seinen 
Wohnsitz oder in Ermangelung eines solchen 
seinen Aufenthaltsort hat, sonst vor dem Amts- 
gericht als Vollstreckungsgericht, in dessen 
Bezirk das Prozeßgericht des ersten Rechtszu- 
ges seinen Sitz hat. Die Vorschriften der §§ 478 
bis 480, 483 gelten entsprechend. 

(2) Erscheint der Schuldner in dem zur Ab- 
gabe der eidesstattlichen Versicherung be- 
stimmten Termin nicht oder verweigert er die 
Abgabe der eidesstattlichen Versicherung, so 
verfährt das Vollstreckungsgericht nach § 888. 
Ist der Schuldner zur Erzwingung der Abgabe 
der eidesstattlichen Versicherung in Haft ge- 
nommen, so sind die Vorschriften des § 902 an- 
zuwenden. 11 

5. Nach § 898 wird in der Überschrift des Vierten 
Abschnitts das Wort „Offenbarungseid 11 durch 
die Worte „Eidesstattliche Versicherung 11 er- 
setzt. 

6. In § 899 werden die Worte „des Offenbarungs- 
eides 11 durch die Worte „der eidesstattlichen 
Versicherung 11 ersetzt. 

7. § 900 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 2 Satz 1 werden die Worte „den 
Offenbarungseid geleistet 11 durch die Worte 
„eine eidesstattliche Versicherung abgege- 
ben 11 ersetzt. 

b) In Absatz 1 bis 5 werden die Worte „Lei- 
stung des Offenbarungseides 11 , „Leistung 
des Eides 11 , „Eidesleistung 11 jeweils durch 
die Worte „Abgabe der eidesstattlichen 
Versicherung 11 ersetzt. 

8. In § 901 werden die Worte „Leistung des Of- 
fenbarungseides 11 und „Leistung des Eides 11 
durch die Worte „Abgabe der eidesstattlichen 
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Versicherung 1 ' und das Wort „Eidesleistung“ 
durch das Wort „Abgabe“ ersetzt. 


9. § 902 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 1 Satz 1 werden die Worte „den 
Eid“ durch die Worte „die eidesstattliche 
Versicherung“ ersetzt. 

b) In Absatz 2 werden die Worte „Leistung des 
Eides“ durch die Worte „Abgabe der eides- 
stattlichen Versicherung“ ersetzt. 


10. § 903 erhält folgende Fassung: 

„§ 903 

Ein Schuldner, der die in § 807 dieses Geset- 
zes oder in § 332 der Reichsabgabenordnung 
bezeichnete eidesstattliche Versicherung abge- 
geben hat r ist, wenn die Abgabe der eidesstatt- 
lichen Versicherung in dem Schuldnerverzeich- 
nis noch nicht gelöscht ist, in den ersten drei 
Jahren nach ihrer Abgabe zur nochmaligen 
eidesstattlichen Versicherung einem Gläubiger 
gegenüber nur verpflichtet, wenn glaubhaft ge- 
macht wird, daß der Schuldner später Vermö- 
gen erworben hat oder daß ein bisher beste- 
hendes Arbeitsverhältnis mit dem Schuldner 
aufgelöst ist.“ 


11. In § 914 werden die Worte „des im § 807 er- 
wähnten Offenbarungseides“ durch die Worte 
„der Abgabe der im § 807 erwähnten eides- 
stattlichen Versicherung“ und die Worte „Lei- 
stung dieses Eides“ durch die Worte „Abgabe 
dieser eidesstattlichen Versicherung" ersetzt. 


12. § 915 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 1 Satz 1 werden die Worte „den 
in § 807 erwähnten Offenbarungseid gelei- 
stet“ durch die Worte „die in § 807 er- 
wähnte eidesstattliche Versicherung abge- 
geben“ ersetzt. Ferner werden die Worte 
„einen Offenbarungseid nach § 332 der 
Reichsabgabenordnung geleistet" durch die 
Worte „eine eidesstattliche Versicherung 
nach § 332 der Reichsabgabenordnung abge- 
geben“ ersetzt. 

b) In Absatz 2 Satz 1 wird das Wort „Offenba- 
rungseidverfahren" durch die Worte „Ver- 
fahren zur Abnahme der eidesstattlichen 
Versicherung“ ersetzt. 


§ 4 

Änderung des Gesetzes betreffend die Einführung 
der Zivilprozeßordnung 

Das Gesetz betreffend die Einführung der Zivil- 
prozeßordnung wird wie folgt geändert: 
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In § 16 Nr. 2 werden die Worte „Leistung des 
Offenbarungseides“ durch die Worte „Abgabe einer 
eidesstattlichen Versicherung" ersetzt. 


§ 5 

Änderungen des Gesetzes über die Angelegenheiten 
der freiwilligen Gerichtsbarkeit 

Das Gesetz über die Angelegenheiten der freiwil- 
ligen Gerichtsbarkeit wird wie folgt geändert: 

1. a) In § 33 Abs. 2 Satz 5 werden die Worte „zur 

Leistung des Offenbarungseides anhalten" 
durch die Worte „anhalten, eine eidesstatt- 
liche Versicherung über ihren Verbleib ab- 
zugeben" ersetzt. 

b) In § 33 Abs. 2 Satz 6 werden die Worte 
„§ 883 Abs. 2 und 3" durch die Worte „§ 883 
Abs. 2 bis 4" ersetzt. 

2. In § 78 Abs. 1 Satz 2 werden die Worte „Lei- 
stung des im § 79 bezeichneten Eides" durch die 
Worte „Abgabe der im § 79 bezeichneten eides- 
stattlichen Versicherung" ersetzt. 

3. § 79 wird wie folgt geändert: 

a) Satz 1 erhält folgende Fassung: 

„Verlangt ein Nachlaßgläubiger von dem 
Erben die Abgabe der im § 2006 des Bürger- 
lichen Gesetzbuchs vorgesehenen eidesstatt- 
lichen Versicherung, so kann die Bestimmung 
des Termins zur Abgabe der eidesstattlichen 
Versicherung sowohl von dem Nachlaßgläu- 
biger als von dem Erben beantragt werden." 

b) Als Satz 4 wird folgender Satz angefügt: 

„Die Vorschriften der §§ 478 bis 480, 483 
der Zivilprozeßordnung gelten entsprechend." 

4. In § 83 Abs. 2 werden die Worte „Leistung des 
Offenbarungseids angehalten werden; die Vor- 
schriften des § 883 Abs. 2, 3" durch die Worte 
„Abgabe einer eidesstattlichen Versicherung 
über den Verbleib angehalten werden; die Vor- 
schriften des § 883 Abs. 2 bis 4" ersetzt. 

5. Nach § 162 wird in der Überschrift des Neunten 
Abschnitts das Wort „Offenbarungseid" durch 
die Worte „Eidesstattliche Versicherung" ersetzt. 

6. In § 163 werden die Worte „der Offenbarungs- 
eid nicht vor dem Prozeßgericht zu leisten" durch 
die Worte „die eidesstattliche Versicherung % 
nicht vor dem Vollstreckungsgericht abzugeben" 
ersetzt. 


15 



Drucksache VI/874 Deutscher Bundestag — 6. Wahlperiode 

Entwurf Beschlüsse des 5. Ausschusses 

§ 6 

Änderungen der Konkursordnung 
Die Konkursordnung wird wie folgt geändert: 

1. In § 125 werden die Worte „Leistung des Of- 
fenbarungseides“ durch die Worte „Abgabe 
einer eideststattlichen Versicherung“ ersetzt. 

2. In § 175 Nr. 1 werden die Worte „Ableistung des 
Offenbarungseides“ durch die Worte „Abgabe 
der in § 125 bezeichneten eidesstattlichen Ver- 
sicherung“ ersetzt. 


§ 7 

Änderungen der Vergleichsordnung 
Die Vergleichsordnung wird wie folgt geändert: 

1. In § 3 Abs. 2 Nr. 3 werden die Worte „Leistung 
eines Offenbarungseides“ durch die Worte „Ab- 
gabe einer eidesstattlichen Versicherung“ er- 
setzt. 


2. In § 17 Nr. 5 werden die Worte „den Offenba- 
rungseid geleistet“ durch die Worte „die eides- 
stattliche Versicherung abgegeben“ ersetzt. 


3. § 69 wird wie folgt geändert: 

a) Er erhält folgende Überschrift: 

„Verpflichtung des Schuldners zur Auskunft 
und eidesstattlichen Versicherung“ 

b) In Absatz 2 erhält Satz 1 folgende Fassung: 

„Das Vergleichsgericht ordnet, wenn es dies 
zur Herbeiführung wahrheitsgemäßer Anga- 
ben für notwendig hält, von Amts wegen 
oder auf Antrag des Vergleichsverwalters 
oder eines Vergleichsgläubigers an, daß der 
Schuldner zu Protokoll an Eides Statt ver- 
sichert, er habe nach bestem Wissen sein 
Vermögen und seine Verbindlichkeiten so 
vollständig angegeben und die verlangte 
Auskunft so vollständig erteilt, als er dazu 
imstande sei.“ 

c) Als Satz 2 wird hinter Satz 1 eingefügt: 

„Die Vorschriften der §§ 478 bis 480, 483 der 
Zivilprozeßordnung gelten entsprechend.“ 
Der bisherige Satz 2 wird Satz 3; in ihm wird 
das Wort „Eidesleistung" durch die Worte 
„eidesstattlichen Versicherung“ ersetzt. 

4. § 88 Abs. 1 Halbsatz 2 erhält folgende Fassung: 

„wenn der Schuldner im Zusammenhang mit 
dem Vergleichsverfahren wegen betrügerischen 
Bankrotts oder deswegen rechtskräftig verur- 
teilt wird, weil er eine eidesstattliche Versiche- 
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rung nach § 3 Abs. 4 oder nach § 69 Abs. 2 vor- 
sätzlich falsch abgegeben hat." 

5. In § 100 Abs. 1 Nr. 7 werden die Worte „die 
Leistung des im § 69 Abs. 2 vorgesehenen Eides" 
durch die Worte „Abgabe der im § 69 Abs. 2 
vorgesehenen eidesstattlichen Versicherung" er- 
setzt. 


§ 8 

Änderungen der Reichsabgabenordnung 

Die Reichsabgabenordnung wird wie folgt geän- 
dert: 

1. § 332 wird wie folgt geändert: 

a) Die Überschrift erhält die Fassung „Eides- 
stattliche Versicherung". 

b) In Absatz 1 Satz 2 Nr. 1 bis 3 wird jeweils 
das Wort „Eidesleistung" durch die Worte 
„Abgabe der eidesstattlichen Versicherung" 
ersetzt. 

c) Die Absätze 2 und 3 erhalten folgende Fas- 
sung: 

„(2) Der Vollstreckungsschuldner hat zu 
Protokoll an Eides Statt zu versichern, daß 
er die von ihm verlangten Angaben nach be- 
stem Wissen und Gewissen richtig und voll- 
ständig gemacht habe. Das Finanzamt kann 
von der Abnahme der eidesstattlichen Ver- 
sicherung absehen. 

(3) Ein Vollstreckungsschuldner, der die 
in dieser Vorschrift oder die in § 807 der 
Zivilprozeßordnung bezeichnete eidesstatt- 
liche Versicherung abgegeben hat, ist, wenn 
die Abgabe der eidesstattlichen Versicherung 
in dem Schuldnerverzeichnis (§ 915 der Zivil- 
prozeßordnung) noch nicht gelöscht ist, in 
den ersten drei Jahren nach ihrer Abgabe zur 
nochmaligen eidesstattlichen Versicherung 
nur verpflichtet, wenn anzunehmen ist, daß 
er später Vermögen erworben hat oder daß 
ein bisher bestehendes Arbeitsverhältnis mit 
ihm aufgelöst worden ist. Das Finanzamt hat 
von Amts wegen festzustellen, ob im Schuld- 
nerverzeichnis eine Eintragung darüber be- 
steht, daß der Vollstreckungsschuldner inner- 
halb der letzten drei Jahre eine eidesstatt- 
liche Versicherung abgegeben hat oder daß 
gegen ihn die Haft zur Erzwingung der Ab- 
gabe der eidesstattlichen Versicherung ange- 
ordnet ist." 

d) In Absatz 4 erhält Satz 1 folgende Fassung: 

„Das Finanzamt nimmt die eidesstattliche 
Versicherung selbst ab, wenn der Vollstrek- 
kungsschuldner zu ihrer Abgabe bereit ist." 
Ferner wird in Absatz 4 Satz 2 das Wort 
„Eidesleistung" jeweils durch die Worte „Ab- 
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gäbe der eidesstattlichen Versicherung" er- 
setzt. 

e) In Absatz 5 werden jeweils die Worte „Lei- 
stung des Offenbarungseides" durch die 
Worte „Abgabe der eidesstattlichen Versi- 
cherung" ersetzt. Ferner werden in Absatz 5 
Satz 1 die Worte „Abnahme des Offenba- 
rungseides" durch die Worte „Abnahme der 
eidesstattlichen Versicherung" und in Ab- 
satz 6 die Worte „den Offenbarungseid" 
durch die Worte „die eidesstattliche Versi- 
cherung" ersetzt. 


2. § 365 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 3 werden die Worte „den Offen- 
barungseid dahin zu leisten" durch die 
Worte „zu Protokoll an Eides Statt zu ver- 
sichern" ersetzt. 

b) Absatz 4 Satz 1 bis 3 erhalten folgende Fas- 
sung: 

„(4) Das Finanzamt nimmt die eidesstatt- 
liche Versicherung selbst ab r wenn der Voll- 
streckungsschuldner zu ihrer Abgabe bereit 
ist. Das Finanzamt kann die eidesstattliche 
Versicherung der Lage der Sache entspre- 
chend ändern. Ist der Vollstreckungsschuld- 
ner ohne ausreichende Entschuldigung in dem 
zur Abgabe der eidesstattlichen Versicherung 
anberaumten Termin vor dem Finanzamt 
nicht erschienen oder verweigert er die Ab- 
gabe der eidesstattlichen Versicherung, so 
kann das Finanzamt das zuständige Amtsge- 
richt um die Abnahme der eidesstattlichen 
Versicherung ersuchen." 


§9 

Änderungen des Gesetzes 
über Ordnungswidrigkeiten 

Das Gesetz über Ordnungswidrigkeiten wird wie 
folgt geändert: 

a) In § 90 Abs. 3 Satz 2 werden die Worte „den 
Offenbarungseid über den Verbleib der Sache 
zu leisten" durch die Worte „eine eidesstattliche 
Versicherung über den Verbleib der Sache ab- 
zugeben" ersetzt. 

b) In § 90 Abs. 3 Satz 3 wird die Verweisung „§ 883 
Abs. 2, 3" durch die Verweisung „§ 883 Abs. 2 
bis 4" ersetzt. 

§ 10 

Änderungen des Gerichtskostengesetzes 

Das Gerichtskostengesetz wird wie folgt geän- 
dert: 
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1. § 17 erhält die Überschrift „Eidesstattliche Ver- 
sicherung". Ferner wird in § 17 das Wort „Of- 
fenbarungseidverfahren" durch die Worte „Ver- 
fahren zur Abnahme der eidesstattlichen Ver- 
sicherung" ersetzt. 

2. a) § 40 Abs. 1 Nr. 5 erhält folgende Fassung: 

„5. für das Verfahren über Anträge auf Ab- 
nahme einer eidesstattlichen Versiche- 
rung einschließlich der Anträge auf Er- 
zwingung der Abgabe der eidesstattlichen 
Versicherung;" 

b) In § 40 Abs. 3 Satz 3 wird das Wort „Offen- 
barungseidverfahren" durch die Worte „Ver- 
fahren zur Abnahme der eidesstattlichen Ver- 
sicherung" ersetzt. 

3. § 54 erhält die Überschrift „Eidesstattliche Ver- 
sicherung". Ferner werden in § 54 die Worte 
„des Offenbarungseides" durch die Worte „der 
eidesstattlichen Versicherung" und das Wort 
„Eidesleistung" durch die Worte „Abgabe der 
eidesstattlichen Versicherung" ersetzt. 

4. In § 57 Abs. 3 werden die Worte „des in § 69 
Abs. 2 der Vergleichsordnung vorgesehenen 
Eides" durch die Worte „der in § 69 Abs. 2 der 
Vergleichsordnung vorgesehenen eidesstatt- 
lichen Versicherung" ersetzt. 

5. In § 111 Abs. 3 werden die Worte „des Offen- 
barungseids" durch die Worte „der eidesstatt- 
lichen Versicherung" ersetzt. 

§ 11 

Änderungen der Kostenordnung 

§ 124 der Kostenordnung wird wie folgt geändert: 

a) Die Überschrift erhält die Fassung „Eidesstatt- 
liche Versicherung", 

b) in Absatz 1 werden die Worte „eines Offen- 
barungseides" durch die Worte „einer eides- 
stattlichen Versicherung" und das Wort „Eides- 
leistung" durch die Worte „Abgabe der eides- 
stattlichen Versicherung" ersetzt. 

§ 12 

Änderung der Bundesgebührenordnung für Rechts- 
anwälte 

In § 58 Abs. 3 Nr. 1 1 der Bundesgebührenordnung 

für Rechtsanwälte werden die Worte „des Offen- 
barungseides" durch die Worte „der eidesstattlichen 

Versicherung" ersetzt. 


§ 13 

Änderung der Justizbeitreibungsordnung 

In § 7 Satz 1 der Justizbeitreibungsordnung wer- 
den die Worte „des Offenbarungseides" durch die 
Worte „der eidesstattlichen Versicherung" ersetzt. 
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§ 14 

Änderung des Personenbeförderungsgesetzes 

In § 25 Abs. 3 des Personenbeförderungsgesetzes 
vom 21. März 1961 (Bundesgesetzbl. I S. 241) r zu- 
letzt geändert durch das Gesetz vom 8. Mai 1969 
(Bundesgesetzbl. I S. 348), werden die Worte „Ab- 
leistung des Offenbarungseides nach § 325" durch 
die Worte „Abgabe der eidesstattlichen Versiche- 
rung nach § 332" ersetzt. 


§ 15 

Allgemeine und Ubergangsvorschriften 

(1) Sofern in anderen Vorschriften des Bundes- 
rechts die Leistung eines Offenbarungseides vorge- 
sehen ist, tritt an seine Stelle eine entsprechende 
eidesstattliche Versicherung. 

(2) Wird das Gericht auf Grund sonstiger Vor- 
schriften um die Abnahme eines Offenbarungseides 
angegangen oder ersucht, so hat es eine entspre- 
chende eidesstattliche Versicherung abzunehmen. 

(3) Ein nach den bisherigen Vorschriften betrie- 
benes Verfahren zur Leistung, die Leistung oder die 
Verweigerung eines Offenbarungseides oder eines 
Eides nach § 69 Abs. 2 der Vergleichsordnung stehen 
dem Verfahren zur Abnahme, der Abgabe oder der 
Verweigerung der entsprechenden eidesstattlichen 
Versicherung gleich. Dies gilt sinngemäß im Falle 
der Säumnis des Verpflichteten. 

(4) Ein beim Inkrafttreten dieses Gesetzes an- 
hängiges Verfahren zur Leistung eines Offenba- 
rungseides oder eines Eides nach § 69 Abs. 2 der 
Vergleichsordnung gilt von diesem Zeitpunkt an als 
Verfahren zur Abnahme der entsprechenden eides- 
stattlichen Versicherung. 


Artikel 1 b 

Änderungen des Beurkundungsgesetzes 

Das Beurkundungsgesetz vom 28. August 1969 
(Bundesgesetzbl. I S. 1513) wird wie folgt geändert: 

1. In § 56 Abs. 3 wird folgender Satz 2 angefügt: 

„§ 2356 Abs. 2 Satz 1 des Bürgerlichen Gesetz- 
buchs bleibt unberührt." 

2. In § 61 Abs. 1 wird bei Nummer 11 der Punkt 
durch einen Strichpunkt ersetzt und folgende 
Nummer 12 angefügt: 

„12. Vorschriften über Beurkundungen in Kir- 
chenaustrittssachen." 

3. In § 68 wird folgender Absatz 3 angefügt: 

„(3) § 2256 Abs. 1, 2 des Bürgerlichen Gesetz- 
buchs gilt auch für Testamente, die vor dem In- 
krafttreten dieses Gesetzes vor einem Richter 
errichtet worden sind." 
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Artikel 2 Artikel 2 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 13 Abs. 1 unverändert 

des Dritten Überleitungsgesetzes vom 4. Januar 
1952 (Bundesgesetzbl. I S. 1) auch im Land Berlin. 

Artikel3 Artikel3 

Dieses Gesetz tritt am 1. Juli 1970 in Kraft. Dieses Gesetz tritt am 1. Juli 1970 in Kraft; Ar- 

tikel 1 b tritt am 1. Januar 1970 in Kraft. 
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